Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1428 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Riedl (München), Roser, Geisen- 
hofer, Niegel, Dasch, Dr, Althammer, Gerlach (Ober- 
nau), Dr. Fuchs und Genossen 


betr. Maßnahmen gegen Kindesmißhandlungen 


Pressemeldungen ist immer wieder zu entnehmen, daß die Zahl 
der Straftaten, die von Eltern gegen ihre eigenen Kinder be- 
gangen werden, nach wie vor besorgniserregend hoch ist. 

Im Deutschen Bundestag wurde wiederholt die Frage erörtert, 
welche Maßnahmen ergriffen werden können, um die Zahl die- 
ser Straftaten zu verringern. Die Bundesregierung hat dabei 
angekündigt, daß sie Vorschläge für einen verbesserten Schutz 
der Kinder gegen Mißhandlungen, z. B. 

— durch eine Neuregelung der Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuches über die Beschränkung der elterlichen Gewalt 
bei Gefährdung des Kindes [vgl. Stenographischer Bericht, 
5. Wahlperiode, 135. Sitzung, S. 6878 (C)], 

— durch die Anwendung der Empfehlung 561 (1969) der Bera- 
tenden Versammlung des Europarates vom 30. September 
1969, wonach Ärzte von ihrer beruflichen Schweigepflicht 
entbunden und zur Benachrichtigung der zuständigen Be- 
hörden verpflichtet werden sollen, sobald ihnen ein Fall von 
Kindesmißhandlung bekannt wird [vgl. Anlage zum Steno- 
graphischen Bericht, 6. Wahlperiode, 24. Sitzung, S. 980 (D)], 

prüfen wird. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Haben diese angekündigten Prüfungen bereits zu einem 
konkreten Ergebnis geführt? 

2. Erwägt die Bundesregierung im Hinblick auf die hohe Dun- 
kelziffer bei der Aufklärung der angesprochenen Straftaten 
die Einführung eines besonderen Straftatbestandes, nach 
dem bestraft wird, wer eine ihm bekannte Kindesmißhand- 
lung nicht anzeigt? 
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Hält es die Bundesregierung für notwendig, Kindesmißhand- 
lungen in den Tatbestandskatalog des § 330 c Strafgesetz- 
buch aufzunehmen? 

Würde ein verbesserter Schutz der Kinder dann erreicht 
werden, wenn angeordnet wird, daß alle nicht schulpflichti- 
gen Kinder regelmäßig ärztlich zu untersuchen sind? 
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